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den Stadt- und Gemeindeordnungen geregelten Fragen wie 
die Ordnung und Sauberkeit auf öffentlichen Straßen, Wegen 
und Plätzen, die Beseitigung von Siedlungsabfall; die Tierhal­
tung und den Lärmschutz. So wird in Stadt- und Gemeinde­
ordnungen in der Regel festgelegt, daß für die Zeit von 22 bis 
6 Uhr vermeidbarer Lärm unterlassen werden soll. Diese Re­
gelung hat auch in vielen Hausordnungen Eingang gefunden. 
Eine solche Übereinstimmung besteht z. B. auch hinsichtlich 
der nicht zulässigen Haltung landwirtschaftlicher Zucht- und 
Nutztiere in Wohnungen bzw. anderen Räumlichkeiten des 
Wohnhauses oder in der Gewährleistung der Beleuchtung des 
Treppenhauses und der Hausflure.

Diese Bezugspunkte widerspiegeln sich bereits in einer 
Reihe von Hausordnungen, weil Vermieter und Mieter bei 
deren Ausarbeitung die Vorschriften der Stadt- bzw. Ge- 
meindeordnungen berücksichtigt haben. Eis liegt im Interesse 
der konsequenten Durchsetzung der Stadt- bzw. Gemeinde­
ordnungen, daß Hausordnungen, die diesen örtlichen Vor­
schriften nicht entsprechen bzw. sie nicht ausreichend beach­
ten, verändert werden. Denn klare, die Rechte und Pflichten 
allseitig aufzeigende Hausordnungen bieten nicht nur eine 
größere Gewähr für die Gesetzlichkeit in den Mietbeziehun­
gen, sondern können zugleich dazu beitragen, Verletzungen 
von Stadtordnungen und u. U. von Ordnungswidrigkeiten 
oder gar Straftaten vorzubeugen.

In diesem Zusammenhang ist die von W . S u r k a u  darge­
stellte Anwendbarkeit von Ordnungsstrafbestimmungen bei 
der Verletzung von Stadtordnungen4 m. E. weitergehend auch 
für bestimmte Pflichtverletzungen in den Mietverhältnissen 
beachtenswert. So ist das Abstellen von Sperrmüll neben 
Müllbehältnissen durch Mieter ein Verstoß gegen ein ent­
sprechendes Verbot in der Hausordnung und damit also eine 
zivilrechtliche Pflichtverletzung. Zugleich aber ist es nach 
Festlegungen in den meisten Stadtordnungen gemäß §§ 10 
Abs. 4, 16 Abs. 2 Ziff. 4 der 3. DVO zum Landeskulturgesetz 
(LKG) — Sauberhaltung der Städte und Gemeinden und Ver­
wertung von Siedlungsabfällen — vom 14. Mai 1970 (GBl. II 
Nr. 46 S. 339) eine Ordnungswidrigkeit. In solchen Fällen 
sollte der Vermieter zunächst auf die Beseitigung des Sperr­
mülls durch den Mieter hinwirken und, wenn der Mieter die­
ser Forderung nicht nachkommt, den Sperrmüll auf Kosten 
des Mieters entfernen. Der Vermieter sollte aber zugleich in 
notwendigen Fällen — besonders bei umfangreicher oder wie­
derholter unzulässiger Abstellung von Sperrmüll — beim Ord­
nungsstrafbefugten die Einleitung eines Ordnungsstrafver­
fahrens anregen.

Insgesamt kann aus Untersuchungen zur Wirksamkeit der 
Hausordnungen das vom Verfassungs- und Rechtsausschuß 
der Volkskammer der DDR gewonnene Ergebnis bestätigt 
werden, daß es wenig Probleme bei der Durchsetzung von 
Ordnung und Sicherheit gibt, wenn Hausgemeinschaftsleitun­
gen ordnungsbewußt handeln und ein reges gesellschaftliches 
Leben herrscht.5 Dort gibt es meist auch eindeutige Hausord­
nungen und nur sehen Verstöße gegen sie.

Es muß aber klargestellt sein, daß Hausordnungen miet­
vertragliche Vereinbarungen sind und bleiben müssen. Ver­
einzelten Vorstellungen, die Hausordnungen mit über diesen 
mietvertraglichen Bezugspunkt hinausgehenden Fragen von 
Ordnung und Sicherheit zu belasten und sie gewissermaßen 
als allgemeines Wettbewerbsinstrument zu handhaben, ist 
daher entgegenzutreten. Es geht allein darum, die Hausord­
nung in dem von § 106 ZGB abgesteckten Rahmen noch ziel­
gerichteter im Kampf der Wohngebiete für vorbildliche Ord­
nung, Disziplin und Sicherheit zu nutzen. In diesem Rahmen 
sind die Hausgemeinschaften als maßgebende gesellschaftliche 
Kräfte durch die Wohnbezirksausschüsse der Nationalen 
Front noch stärker zu mobilisieren.6

Ordnung und Sicherheit im Wohnhaus werden wesentlich 
vom Niveau und von der Durchsetzung der Hausordnung be­
stimmt. Das belegen auch Untersuchungen, die zwar aus kri­
minologischer Sicht geführt wurden, bei denen sich aber zivil- 
rechtlich relevante Handlungsweisen gleichzeitig als wichtige 
Faktoren von Ordnung, Disziplin und Sicherheit im Wohn­
haus und Wohngebiet herauskristallisierten.7 Danach sind 
neben Eigentumsdelikten Lärmbelästigungen und sonstige 
Formen der Nichteinhaltung der Hausordnungen ein Schwer­
punkt von Rechts- und Disziplinverletzungen im Wohngebiet 
und innerhalb der Wohnhäuser. Hinzu kommt, daß Verletzun­
gen von Pflichten aus der Hausordnung (z. B. Nichtverschlie­
ßen von Haus- und Kellertüren, mangelhafte Hausbeleuch­
tung) vielfach im Bedingungsgefüge der Kriminalität in den 
Wohngebieten eine Rolle spielen.

Das macht deutlich, daß die Forderung nach inhaltlich 
fundierten Hausordnungen über die mietrechtlichen Bezie­
hungen hinausgehende gesellschaftliche Bedeutung hat.

Ehrendoktorwürde für Prof. Dr. Zdenek Ceska

Der Wissenschaftliche Rat der Humboldt-Universität zu Berlin ver­
lieh am 24. Oktober 1985 Prof. Dr. sc. Zdenek Ceska, Korrespon­
dierendes Mitglied der Tschechoslowakischen Akademie der Wis­
senschaften und Rektor der Karls-Universität Prag, die Würde 
eines Doktors der Rechtswissenschaft ehrenhalber. Diese Ehrung 
gilt einem hervorragenden Juristen, der in Theorie und Praxis 
Wesentliches zur Entwicklung des sozialistischen Staates und Rechts 
geleistet hat und als Hochschullehrer höchste Anerkennung ge­
nießt.

Zdenek Ceska ist einer der bedeutendsten Repräsentanten der 
Zivilprozeßrechtswissenschaft der CSSR. Er hat, insbesondere durch 
eine Vielzahl von Publikationen, maßgeblich zur Herausbildung 
und Weiterentwicklung der sozialistischen Prozeßrechtsprinzipien 
sowie zur wissenschaftlichen Fundierung der Organisation und 
Gestaltung des gerichtlichen Verfahrens in Zivil-, Familien- und 
Arbeitsrechtssachen beigetragen. Seiner Feder entstammen Arbei­
ten zu fast allen zivilverfahrensrechtlichen Aspekten, zum Erkennt­
nisverfahren erster und zweiter Instanz wie zum Vollstreckungs­
verfahren. Mit seinen Untersuchungen zu grundsätzlichen Proble­
men des gerichtlichen Verfahrens hat er Anregungen für die Ge­
setzgebung und die Rechtsprechung in der CSSR gegeben und 
geholfen, die Richtung vieler wissenschaftlicher Einzeluntersuchun­
gen zu bestimmen. Er ist Mitautor von Lehrbüchern des Zivilpro­
zeßrechts sowie von Kommentaren zur Zivilprozeßordnung der 
CSSR.

über den Gegenstand des Zivilprozeßrechts hinaus hat Zdenek 
Ceska sich in seinen wissenschaftlichen Arbeiten den wechselsei­
tigen Beziehungen zwischen materiellem Zivilrecht und Zivilver­
fahrensrechts sowie Grundfragen der allgemeinen Theorie des 
Staates und des Rechts zugewandt. So hat er sich u. a. mit Pro­
blemen der Vervollkommnung der sozialistischen Demokratie und 
der Entfaltung des sozialistischen Rechtsbewußtseins beschäftigt.

Die Breite und Tiefe seines Wissens machen Zdenek Ceska 
über die Grenzen der CSSR hinaus zu einem begehrten Partner 
wissenschaftlicher Zusammenarbeit. Er wirkte u. a. an dem drei­
bändigen Werk über den Zivilprozeß der RGW-Mitgliedsländer 
mit und hat sich an zahlreichen wissenschaftlichen Veranstaltungen 
internationalen Charakters mit Beiträgen beteiligt.

Als politisch engagierter Wissenschaftler übt Zdenek Ceska 
eine Reihe bedeutender gesellschaftlicher und staatlicher Funk­
tionen aus. Er ist Mitglied des Zentralkomitees der Kommunisti­
schen Partei der Tschechoslowakei, Vorsitzender des Verfassungs­
und Rechtsausschusses der Föderativen Versammlung der CSSR, 
Mitglied des Weltfriedensrates und Vizepräsident der Internatio­
nalen Assoziation der Universitäten. Als Rektor der Karls-Univer­
sität Prag hat er großen Anteil an der Entwicklung der fruchtbaren 
Zusammenarbeit mit der Humboldt-Universität Berlin.

Inhalt von Hausordnungen

Inhaltlich gut ausgestaltete Hausordnungen i. S. des § 106 
ZGB bestehen bereits in verschiedenen VEBs KWV/GW, in 
AWGs und auch in privaten Wohngmndstücken. Andererseits 
gibt es vielfach noch Unzulänglichkeiten bei der Verwirkli­
chung des § 106 ZGB. Verbreitet ist immer noch, daß die 
Hausordnung das auf der Rückseite älterer Vordrucke von
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